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aller immer stärker auf die Erschließung territorialer 
Reserven für die Erfüllung und gezielte Überbietung der 
Planaufgaben in den Städten und Gemeinden sowie auf 
die Unterstützung der Leistungs- und Effektivitätsentwick- 
lung der Betriebe und Genossenschaften, vor allem der 
Land- und Nahrungsgüterwirtschaft, zu konzentrieren. Das 
gilt auch für die Förderung des geistig-kulturellen Lebens 
und die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingun­
gen. Die Menschen sollen sich in ihrem Wohnort wohl­
fühlen.

Die Arbeit der Gemeindeverbände funktioniert dort gut, 
wo der Grundsatz der Selbständigkeit der Städte und Ge­
meinden im Gemeindeverband strikt beachtet wird und 
wo Sorge für die Erhöhung der Verantwortung jeder ein­
zelnen Volksvertretung getragen wird. Jeder neue Jahres­
plan — und erst recht die Aufgaben der 3. Tagung des Zen­
tralkomitees — sind eine Herausforderung an jede 
Volksvertretung und an die Gemeindeverbandsräte. Die 
Abgeordneten müssen immer wieder die Frage stellen: Wo 
läßt sich gemeinsam ein höherer Nutzen erzielen und der 
Aufwand senken? Wo sind noch wirksamere Ergebnisse 
im Interesse der Leistungssteigerung der Produktion und 
für das gesellschaftliche Leben in den Städten und Ge­
meinden möglich? Darauf sollten Mittel und Fonds kon­
zentriert werden.

Intensivierung im Territorium

Die Intensivierung durchdringt die Gestaltung der Produk­
tion ebenso wie die Entwicklung der Territorien. Intensi­
vierung ist nach einem klugen Arbteiterwort stets mit in­
tensivem Nachdenken verbunden. Dabei geht es auch um 
die Einflußnahme darauf, daß solche Grundfonds wie 
Wohnungen, Schulen, Handelseinrichtungen, Einrichtungen 
der Kultur und der Betreuung der Bevölkerung in einem 
solchen Zustand erhalten bzw. versetzt werden, daß sie 
hohen Nutzen für alle Bürger bringen. Die Einhaltung der 
Ladenöffnungszeiten, Ordnung in den sog. Schließzeiten, 
die Besetzung aller Kassen in den Andrangzeiten in den 
Kaufhallen, Möbellieferungen ins Haus zum angegebenen 
Zeitpunkt und vieles andere mehr, das alles gehört zum 
normalen Leben und spielt keine geringe Rolle bei der 
weiteren Festigung des Vertrauensverhältnisses zwischen 
Partei, Staat und Volk.

Weitere Festigung von Recht und Gesetzlichkeit

Der X. Parteitag der SED hat bekräftigt, Recht und Gesetz­
lichkeit entschlossen weiter zu festigen. Vorrangig geht es 
dabei um folgende Aufgaben:

Erstens: Die Errungenschaften unseres Volkes sind ge­
gen alle Angriffe des Klassenfeindes zu schützen. Es geht 
um die Vereitelung aller subversiven Umtriebe des impe­
rialistischen Gegners, um die Sicherung der Staatsgrenze, 
um die Landesverteidigung, die sozialistische Wehrerzie­
hung und die Erhöhung der revolutionären Wachsamkeit. 
Hierbei sind die Möglichkeiten aller Rechtszweige zu nut­
zen, um dem immer raffinierter arbeitenden Klassengeg­
ner keine Chance zu lassen.

Zweitens: Mehr als bisher ist die erzieherische Funktion 
des sozialistischen Rechts auf die Herausbildung wahrhaft 
sozialistischer Beziehungen zwischen den Menschen zu 
richten. Damit die Einhaltung der Gesetze immer mehr zur 
festen Gewohnheit eines jeden Bürgers wird, spielt die 
Erziehung zu bewußter Disziplin, Ehrlichkeit in der Arbeit 
und zur Einhaltung von Ordnung und Sicherheit eine 
besondere Rolle. Zugleich gebietet es die Entwicklung 
sozialistischer Beziehungen zwischen den Menschen, sol­
che Verhaltensweisen zu überwinden, die unserer sozia­
listischen Gesellschaftsordnung wesensfremd sind.

Drittens: Das Recht hat zur Lösung der ökonomischen 
Aufgaben beizutragen. Seine strikte Durchsetzung hilft 
nicht nur Schäden zu vermeiden, sondern auch ökonomi-
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sehe Reserven aufzudecken. Das betrifft die Verbesserung 
der Arbeits- und Vertragsdisziplin, den verstärkten Schutz 
des sozialistischen Eigentums, die rechtlich festgelegten 
Aufgaben für die Gewährleistung einer hohen Effektivität 
der Arbeit und die strikte Verwirklichung des Rechts der 
Werktätigen auf aktive Teilnahme an der Neuerer­
bewegung.

Im Kampf um hohe Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
ist die Verantwortung der Kollektive der Werktätigen in 
den Betrieben für die Erziehung zur Einhaltung der sozia­
listischen Rechtsvorschriften weiter auszuprägen. Die Be­
wegung für vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
ist noch stärker mit dem Kampf der Arbeitskollektive um 
die Erfüllung der Planaufgaben im sozialistischen Wett­
bewerb zu verbinden. Die Anstrengungen sind darauf


